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AUFGABENVERZEICHNIS

für die Kirchenämter

 - Aufgaben nach dem Grundstandard Verwaltung im Kirchenkreis gemäß § 20 Abs. 2 FAG –

(Neufassung mit Stand vom 1.1.2017)

Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers

Das Landeskirchenamt
Vorbemerkungen:
I. Zur Entstehung der Neufassung
Das Aufgabenverzeichnis für die Kirchenämter wurde mit den Rundverfügungen K 6/2004 und G 8/2004 erstmalig veröffentlicht. Mit dem Inkrafttreten des Finanzaus​gleichsgesetzes zum 1.1.2009 veränderten sich die Auf​ga​ben der Kirchenämter, die zu einer Fortschreibung des Arbeitsbereiches  „Finanzplanung, Haushalt und Kasse“ führte. Spätere weitreichende Änderungen, wie die Übernahme von Ge​schäftsführungsaufgaben im Zuge der Einführung neuer Trägermodelle für Kindertagesstätten oder des doppischen Rechnungswesens fanden dagegen bislang noch keine Berück​sichtigung.
Die vorliegende Neufassung wurde im Januar 2016 von der für das Projekt „Orientierungswerte für die Ermittlung des Stellenbedarfs in Kirchenämtern“ einge​setzten Steue​rungsgruppe initiiert. Um solche Orientierungswerte festlegen und bereitstellen zu können, mussten zuvor die Aufgaben grundlegend aktualisiert und eine stärkere Differenzierung der Dienst​leistungen der Kirchenämter nach Pflicht- und „Wahlaufgaben“ (Genaueres s. unter III.)  vorgenommen werden.

Die Perspektiven der Kirchen​ämter in Bezug auf die Erbringung der Verwaltungs​dienstleistungen  einerseits und die der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und Ein​rich​tungen bezüglich der Inanspruchnahme andererseits sollten bei der Fort​schreibung Berücksichtigung finden. Leitungen der Kirchenämter, von Kirchen​kreisen benannte fachlich versierte Haupt- und Ehrenamtliche sowie die Fach​referate im Landeskirchenamt waren beteiligt. Für die intensive und engagierte Mitwirkung aller Beteiligten bedanken wir uns ausdrücklich.  
Hinzuweisen ist, dass zu den Teilbereichen „Gebäudemanagement“ und „Energie​management“ des Arbeitsbereiches „Bau​verwaltung“ und in dem Teilbereich „Qualitätsentwicklung“ des Arbeitsbereichs „Leitung und Verwaltung“ sowie in dem Arbeitsbereich „IT und Systembetreuung“ derzeit konzep​tionelle Beratungen durchgeführt werden. Um eine verbindliche Standardi​sie​rung und Katego​risierung der Aufgaben in Pflicht- und „Wahlaufgaben“ auch in diesen beiden Arbeitsbereichen vornehmen zu können, müssen noch Grundsatz​ent​​scheidun​gen abgewartet werden. Außerdem ist zu prüfen, ob die in 2016 erfolgten Änderungen des Umsatz​steuergesetzes (UStG) Auswirkungen auf die Erbringung von Verwaltungsdienst​leistungen haben.  Insoweit ist von weiterem Änderungsbedarf am Aufgaben​verzeichnis in den nächsten Jahren auszugehen. 

Um den Kirchenkreisen aber die Möglichkeit zu eröffnen, anhand der von uns bereit​gestellten Orientierungswerte für die Stellenbemessung in Kirchenämtern den Personalbedarf der örtlichen Verwaltungsstellen auf sicherer Grundlage als bisher bestimmen zu können, haben wir uns entschlossen, das Aufgaben​verzeichnis in der vorliegenden, in einzelnen Teilen noch vorläufigen, Fassung zu veröffent​lichen.
II. Rechtsnatur des Aufgabenverzeichnisses
Die Aufgaben der Kirchenämter sind grundlegend in § 67 Absatz 1 Kirchenkreis​ordnung (KKO) geregelt. Ausdrücklich sind genannt
1. 
den Kirchenkreistag, den Kirchenkreisvorstand und die Kirchenvorstände in der Vorberei​tung und Ausführung ihrer Beschlüsse und bei der Führung der täglichen Geschäfte zu unter​stützen,
2. 
die Geld- und Vermögensverwaltung für die Kirchengemeinden in deren Auftrag sowie für den Kirchenkreis, seine Organe, Werke und Einrichtungen durchzuführen und
3. 
Bürohilfe im Kirchenkreis nach Maßgabe der vorhandenen Mittel und Kräfte zu leisten.
In einzelnen Rechtsvorschriften finden sich weitere Aufgabenzuschreibungen an die Kirchen​ämter. Im Aufgabenverzeichnis wird entfaltet, welche Aufgaben sich im Einzelnen hinter den gesetz​lichen Regelungen verbergen. Das bedeutet, dass das Aufgabenverzeichnis keine eigenständige rechtliche Regelung darstellt, vielmehr auf Grundlage bestehender Gesetzesregelungen klarstellt, im Einzelnen und in der Gesamtheit verdeutlicht und im Sinne eines Nachschlagewerkes zusammenstellt, welche Arbeiten zum Aufgabenspektrum der Kirchenämter gehören.

Das Aufgabenverzeichnis soll mithin den landeskirchlichen Standard, der nach dem Grundstandard Verwaltung im Kirchenkreis durch die Ausstattung des Kirchenamtes mit Personal-, Bau- und  Sachmittel gewährleistet sein muss, konkretisieren. Zu den verschiedenen Arbeitsbereichen wird im Sinne einer Stan​dardisierung bestimmt, wel​che konkrete Dienstleistung von den Kirchen​ämtern erwartet werden kann, soweit der jeweilige Arbeitsbereich überhaupt anfällt. Das Aufga​ben​verzeichnis gibt  den standardisierten Aufga​ben​bestand der Kirchenämter nach dem Stand vom 1.1.2017 wieder. 

Im November 2015 hat die 25. Landessynode mit dem Aktenstück Nr. 25 A den Prozess für eine Revision der Kirchenverfassung angestoßen. Der von der Synode im Mai 2017 für das weitere Verfahren der Verfassungsrevision befürwortete Entwurf enthält erstmals auch Bestimmungen, die die auch die Kirchen​ämter betreffen. Die endgültigen Regelungen, die zum 1.1.2020 in Kraft treten sollen, und deren Konkretisierung durch weitere einfachgesetzliche Regelungen bleiben abzuwarten. 
III. Pflicht- und Wahlaufgaben
1. Die Finanzierungsgrundlagen für die Kirchenämter haben sich mit Inkrafttreten des Finanzaus​gleichs​gesetzes zum 1.1.2009 grundlegend verändert. So erfolgt keine zentrale landeskirchliche Ermittlung von Stellenbedarfen der Kirchenämter mehr. In der Gesamtzuweisung sind keine zweckgebundenen Mittel zur Deckung des Personal- und Sachkosten​bedarfs der Kirchenämter mehr enthalten.

Vielmehr haben die Kirchenkreise in örtlicher Verantwortung gemäß § 12 Absatz 1 Nr. 7 der Finanzausgleichsverordnung einen Grundstandard für das Hand​lungs​feld „Verwaltung im Kirchenkreis“ zu erstellen und auf dieser Grundlage für eine angemessene Personal- und Sachkostenausstattung der Kirchenämter Sorge zu tragen. Die Richtlinien über den Finanzausgleich in der Landeskirche (Finanzausgleichsrichtlinien) vom 2.3.2009 sehen vor, dass die Finanzierung der Kirchenämter in erster Linie aus der Erfüllung der Aufgaben heraus durch Verwaltungskostenumlagen sicherzustellen ist und im Übrigen aus Zuweisungs​mitteln (Nr. 2.5 „Verwaltungsstellen“).
2.  Das Aufgabenverzeichnis erfasst sowohl die Dienstleistungen, die nach dem Finanzausgleichsrecht über die Gesamtzu​wei​sung (§ 9 FAG) als auch die gem. §§ 18 FAG, 11 FAVO aus Umlagen zu finan​zieren sind. Es erfasst darüber hinaus auch die Dienst​leistungen, die die Kirchen​ämter im Auftrage Dritter, z.B. für gGmbHs oder Vereine gegen entspre​chende Entgelte über​nehmen können. 
3.   Umfang und Intensität der  Verwaltungsdienstleistungen der Kirchenämter haben sich uneinheitlich entwickelt. Um einerseits den Aspekt des unterschiedlichen Bedarfs an Verwaltungsdienstleistungen bei der Finanzierung der Kirchenämter berücksichtigen zu können und andererseits sicherzustellen, dass bestimmte Aufgaben in der gesamten Landeskirche in einem vorgegebenen Umfang und Standard ausgeführt werden, wurde bei der Neufassung des Aufgabenverzeich​nisses eine Kategorisierung der Aufgaben vorgenommen. So wird künftig zwischen Pflichtaufgaben, bei denen die Verwaltungsdienstleistung für alle Kirchengemeinden, Kirchenkreise und Einrichtungen in gleicher Art und Weise zu erbringen ist, und „Wahlaufgaben“ , die in der Regel uneinheitlich in Anspruch genommen werden, unterschieden. Soweit möglich wurden auch Standardisie​rungen bezüglich der Intensität der Dienstleistungen, z. B. Teilnahme an Sit​zungen, aufgenommen.


Die für die Inanspruchnahme von Wahlleistungen erforderlichen Personal​res​sour​cen in den Kirchenämtern sind nicht Bestandteil der seitens der Landeskirche bereitgestellten Orientierungs​werte zur Bemessung des Stellenbedarfs. Über den zusätzlichen Personal- und ggf. Sachkostenbedarf muss eine örtliche Einigung mit dem Rechtsträger des Kirchenamtes und dem Kirchenamt getroffen werden. Unter dem Gesichtspunkt einer hohen Effektivität und damit geringerer Kosten erscheint es zweckmäßig, wenn die Übertragung von Wahl​aufgaben je Kirchenkreis möglichst einheitlich für alle seine Kirchengemeinden erfolgt.



IV. Weitere Merkmale der Aufgaben der Kirchenämter
1st Beachtung des Rechtsrahmens
Bei der Aufgabenerledigung haben die Kirchenämter, ohne dass dies eigens im Ver​zeichnis auf​geführt wird, ständig die Aufgabe, die gesetzlichen Regelungen und Ver​waltungsbestimmungen zu beachten, ihre Entwicklung zu beobachten und die Änderungen in dem notwendigen Umfang  in das Verwal​tungs​handeln einzubeziehen. Zugleich müssen sie ihrer Pflicht nach § 64 Abs. 2 KGO / § 68 KKO nachkommen, Maß​nahmen der kirch​lichen Körperschaften auf ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen und ggf. Bedenken zu erhe​ben.
2nd Beratungs- und Unterstützungsaufgaben
Zu den wichtigen Aufgaben der Kirchenämter gehört es, die kirchlichen Körperschaften zu beraten und insbesondere strategische Leitungsprozesse des Kirchenkreises zu unterstützen. Die Be​ra​tung ist als wiederkehrende Aufgabe in den einzelnen Arbeitsbereichen nicht immer gesondert aufgeführt, ob​wohl der zeitliche Anteil vielfach be​trächt​lich ist. Die Beratung erstreckt sich auf die Organisation, die recht​lichen Rahmenbedin​gungen, die wirtschaftlichen Auswirkungen, die Gestal​tungsmöglichkeiten und die Lösung von Problem​fällen. Die Beratung kann je nach Stand der Angelegen​heit situationsgerecht schrift​lich, tele​fonisch, im Gespräch oder in einer Sitzung geleistet werden. Die Kir​chen​ämter beraten die Organe der kirchlichen Körper​schaften, Stiftungen oder Vereine, die Aus​schüsse, ein​zelne Vertreterinnen oder Vertreter der Organe oder Ausschüs​se, Beauftragte, Dienststel​lenleiterinnen oder Dienststellenleiter, Mitar​beiten​den. Der zu leistende Pflichtumfang bei der Betreuung der Gremien der Kirchenkreise ist im Arbeitsbereich  „Leitungsauf​gaben“ unter dem Abschnitt „Vertretung in Gremien“ konkret festgelegt worden.
Bei speziellen rechtlichen Problemstellungen, insbesondere in den Arbeits​be​reichen „Personalwesen“, „Liegenschaften“ und „Friedhofswesen“ kann die Hin​zuziehung eines externen Rechtsbeistandes erforder​lich werden. Eine wichtige Aufgabe des Kirchenamtes ist dabei, die be​trof​fenen Rechtsträger bezüglich der Erfolgsaussichten bei gerichtlicher Ver​folgung von Ansprüchen zu beraten. Die Hinzuziehung eines Rechtsbeistandes geht über die allgemeine Beratungs​funk​tion des Kirchenamtes hinaus. Daher sind die Kosten der Rechtsberatung nicht aus Haushaltsmitteln des Kirchenamtes zu finanzieren.
3. Übertragung von Aufgaben auf das Kirchenamt


Aufgaben des Verwaltungsvollzuges, regelmäßig wiederkehrende Rechts​-       ge​schäfte und son​stige Vorgänge, die für die Kirchengemeinde oder den Kirchen​​kreis sachlich und finan​ziell nicht von grundsätzlicher, über den Ein​zelfall hin​aus​gehender Bedeutung sind (Ge​schäf​te der laufenden Verwal​tung) und Geneh​migungsbefugnisse können im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten auf die Kir​chenämter und die Leiter oder die Leiterinnen der Kir​chenämter übertragen werden (§ 50 a KGO / § 41 a KKO). Die damit verbundenen Erlei​chterungen bei den Gremien wie bei den Kirchenämtern führen im Einzelfall zu Abwei​chungen von der Darstellung. 
Inhaltsverzeichnis 
A. Personalwesen

I. Stellenpläne

II. Finanzierung Personal

III. Privatrechtliche Anstellungsverhältnisse

IV. Öffentlich-rechtliche Anstellungsverhältnisse 

V. Bezügerechnung



B. Liegenschaften

I. Allgemeine Aufgaben 
II. Grundstücksverkehr

III. Abschluss von Gestattungs- und Nutzungsverträgen
IV. Raumordnungsprogramm, Planfeststellungsverfahren und Bauleitplanung

V. Flurbereinigung und Umlegungsverfahren

VI. Erbbaurechte 

VII. Bodenverbesserungsmaßnahmen

VIII. Erschließungs- und Anliegerbeiträge

IX. Verpachtung von landwirtschaftlichen Nutzflächen und Vermietung 
von unbebauten Grundstücken zu Sondernutzungszwecken



C. Hausverwaltung

I. Allgemeine Aufgaben

II. Mietwohnungen, Nutzungsüberlassungen

III. Anmietungen

IV. Dienstwohnungen

V. Angemietete Dienstwohnungen

VI. Heiz- und Nebenkostenabrechnungen

D. Bauverwaltung

I. Allgemeine Aufgaben

II. Baumaßnahmen

III. Orgeln, Kunstgegenstände, Läuteanlagen, Glocken, Uhren

IV. Gebäudemanagement

V. Energiemanagement



E. Verwaltung von Tageseinrichtungen für Kinder

I. Planung und Koordinierung

II. Sicherstellung der Betriebsführung

III. Wirtschaftliche Geschäftsführung

IV. Personalplanung

V. Geschäftsführung im neuen Trägermodell
VI. Ausschuss für Tageseinrichtungen für Kinder
VII. Beitragsfestsetzung 
VIII. Beitragshebung



F. Friedhöfe

I. Friedhofsbedarfsplanung

II. Friedhofsordnungen und -gebührenordnungen
III. Gebühren (einschließlich Friedhofsunterhaltungsgebühren)
IV. Bestattungswesen

G. Ortskirchensteuer / Kirchgeld 

H. Kirchenbeitrag / Spendenverwaltung

I. Finanzplanung, Haushalt und Kasse

I. Finanzplanung

II. Haushaltsplanung (Wirtschaftsplanung)

III. Haushaltssachbearbeitung und -überwachung
IV. Jahresabschluss  und Berichtswesen

V. Kasse

VI. Finanzbuchhaltung

VII. Forderungsmanagement/ Mahnwesen



J. Versicherungen

I. Sammelversicherungsverträge

II. Einzelversicherungsverträge

III. Unfallschäden von Kindern (Gemeindeunfallversicherungsverband)
IV. Unfallschäden an Berufsgenossenschaften

V. Prämien-/Beitragsrechnungen

VI. Schadensersatzansprüche

K. Meldewesen

I. Meldewesen

II. Kirchenbuch

L. Systemadministration

I. Konzeption der Informationstechnologie


II. Markt- und Entwicklungsbeobachtung

III. Server- und Netzwerkbetreuung

IV. Betriebs- und Anwendungssoftware


V. Technischer Grundservice


VI. Telefonie

VII. Anwenderbetreuung


VIII. Datenschutz/Datensicherheit

IX. Lizenzmanagement


M. Leitungsaufgaben

I. Personal- und Sachausstattung, Finanzierung, Wirtschaftlichkeit 

II. Organisation und Geschäftsführung

III. Personalangelegenheiten

IV. Vertretung in Gremien und Ausschüssen
V. Verhältnis zu Dritten
Abkürzungsverzeichnis

ABK
Amt für Bau- und Kunstpflege

BL
Betriebswirtschaftliche Leitung bei Trägerschaft von 
Kindertagesstätten im neuen Trägermodell
BSHG
Bundessozialhilfegesetz

FAG
Finanzausgleichsgesetz

FAVO 
Finanzausgleichsverordnung

KGO
Kirchengemeindeordnung

KID
Comramo KID GmbH 

KA
Kirchenamt

KKO
Kirchenkreisordnung

DwVO
Dienstwohnungsvorschrift
KV 
Kirchenvorstand

LKA
Landeskirchenamt

PL
Pädagogische Leitung bei Trägerschaft von 

Kindertagesstätten im neuen Trägermodell
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